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I 
Die F.D.P.lst die Partei des 
sozialen Liberalismus. Sie 
nimmt Partei für Fortschritt 
durch Vernunft. Sie fordert 
Freiheit des Einzelnen 
durch Demokratisierung der 
Gesellschaft. Sie tritt ein 
für Menschenwürde dnrch 
Selbstbestimm~ng. Sie for­
dert die konsequente Re­
form unserer Wirtschafts­
ordnung mit dem Ziel,\ihre 
Leistungsfähigkeit zu erhal­

ten und zu steigern, wie ihre 
Menschlichkeit zu gewähr­
leisten und sicherzUstellen. 
Sie wendet sich gegen In­
toleranz gegenüber An­
dersdenkenden, gegen staat­
liche Bevormundung der 
Bürger, gegen Privilegien 
wirtschaftlich mächtiger 
Gruppen. 

Die F .D.P. hat in Berlin be­
wiesen, daß sie die' Interes­

sen der Bevölkerung dieser 
Stadt engagj.0rt vertritt. Die 
F.D.P. hat sich als eigen .. 
ständige un fortschrittliche 
Kraft bewä~rt. 

Die F.D~P.-:~inister in der 
sozial-libera en Koalition 
haben 'ents eidend dazu 
b~igetragen, die Zukunft 
;Berliil$ ,zu i sichern. Das. 
Vier .. Mäch e - Abkommen, 
der" Grund, ertrag- und die 

Folgeverträge beweisen die 
konsequente Interessenver­
tretnng der F.D.P.-Politiker 
in der BundesregiemBg und 
im Bundestag für Berlin. 

Diese _Abkommen bleiben 
Grundlage und' Ausgangs­
punkt liberaler Politik. in 
Berlin. Die Bindungen zwi­
schen Berlin (West) una der 
Bundesrepublik Deutsch­
land sind gefestigt. Sie wer­

den vertragsgemäß entwik­
kelt, auch wenn es Schwie­
rigkeiten gegeben hat und 
möglicherweise geben wird. 
Für die Entspannungspoli­
tik der sozial-liberalen Koa­
lition in Bonn, die den Ber­
linern ganz unmittelbar 
nutzt, gibt es keine Alterna­
tive. Wir wollen nicht zu­
rück zum Kalten Krieg. ­
Aus diesen Gründen fordert 
die Berliner F.D.P.: 

Ziel, durch branchen.: und unternehmenabezogene 

Maßnahmen vorrangig die Entwicklung, umwelt·
Wirtschafts­	 Bau- undfreundlicher, Oberregionaler Dienstleistungen zu 

. fördern, sowie .im B~relch industrieller Produktion 
einen hohen Produkti itätsanstieg zu IlchernjPolitik 	 Wohnungspolitik

• Genehmlgllngspflicht' nd erweiterte Kontrolle 'Or 
• Wettbewerb und Marktwirtschaft mü••en erhalten Inanspruehnahme von.lnvestltlonszulagen und Son­ • Mieterschutz und MIetpreisbindung müssen auf 

bleiben; Bekämpfung aller Formen der Konzentra-' derabschreibungen, u""' KrelHlpleiten und Spekula­ . Dauer In Berlin weitergelten ; 
tion wirtschaftlicher Macht; tion mit Arbellflplätzeri zu verhindern. • die Modernisierung von Altbauten ist mehr als bis~ 

her durch Steuervergünstigungen und Zuschüsse
• 	 Sicherung der Arbeitsplätze hat Vorrang vor anderen der öffentlichen Hand zu fördern ohne unangemes­

wirtschaftlichen Zielsetzungen; notwendige struktu­ sene Mieterhöhung; 
relle Anpassungsprozes,se' dürfen nicht zu lang­ • Sfadterneuer!Jng darf keine Kahlschlagsanierung
andauernder Arbeitslosigkeit führen; sein•. Sie muß so weit wie möglich Altbausubstanz 

erhalten und auf die gewachsene Struktur, soziale VerbrauJherSChutz
• 	 bel jeder wirtschaftspolitischen Maßnahme in Berlin 
, . 	 Beziehungen und die Mischung von Funktionensind die begrenzten natürlichen Vorräte an Wasser, 

Rücksicht nehmen: dabei ist die Mitsprache der vonGrünflächen, Boden und Energie zu berücksichtigen • die LadenÖffnungszei!n flexibel zu gestalten, ohne 
und eine Erhöhung des Wohn-, Freizelt- und Ein­ daß die Arbeitszeiten der BelChlftlgten verlängert der Sanierung Betroffenen zu sichern; 

. ,werdenj • bel bestehenden und bei geplanten Neubaugebieten kommenswertes des Bürgers anzustreben; 
muß der Bedarf an öffentlichen und privaten Dlenst­

• 	 Erhöhung des Angebots a~ qualifizierten Arbeits­ • die Aufklärung und I formation der Verbraucher zu leistungengasiehert sein; 
vttrstlr'kenj ': ,plätzen und Weiterentwicklung einer humanen 	 • die bestehenden Obdachlosenhelme für Familien 

Arbeitswelt; 	 • 'Reform der allgelneinen GesChlfttbedlngungen: werden planvoll aufgelöst und die Betroffenen InI 

Abschaffung des' ",Kfe,lngedruckten" In Kauf- angemessenen und preiswerten Wohnungen unter­• 	 keine beliebige industrielle Expansion, die zwar gebracht;rechnerisch das Wirtschaft.wachstum erhöht, aber v.,nrägen; ~' 
• 	 Einrichtung von Mieterbeiräten als Gesprächspartner durch Beeinträchtigung der Umwelt die tatsächlichen • die aUfges.Plitterten ustiindlg!celten In einem Ver­ der Geschäftsleitungen der Wohnungsbaugesell­Leben.verhältnlsse der Bevölkerung verschleehtert; braucherschutzamt zU vereinigen; schaften; 

• 	 Beibehaltung des Umfangs der Förderung der Ber­ • die t1ffnungszelten der Behörden bürgerfreundlIcher • der Bau von Gemeinschaftswohnungen ist verstärkt 
liner Wirtschaft; Reform der Berlinförderung mit dem zu gestalten. zu fördern. 



• Im Hinblick auf cien notWendigen Ausbau Berllns als 
Dlensneistungszentrl;lm~f,ür ,WISS,enSchaft und For-Stadtentwicklung, 	 Gesundheits-Politik
· 	 schung muB der Hoch chulentwlcklungsplan über­
prüft werden i der Ant iI Berlins an; der Gesaint­ Integration von Krankenhaus und' Praxis durCh: ,
studentenzaht des Bun s muB durch weiteren Aus­ Zulassun,g, der Krankenhausfachärzte zur ambulan­Umwelt,Nahverkehr 	 • 

bau der Berliner Hoch ulen ge.lchert ~erden. 	 ten t<ti.senpraxls; Schaffung von Arbeitsplätzen fUr 
nlec:knO.lnsene Fachärzte an den KrankenhAusern, • 	 einen Generalverkehrsplan, der auf der Grundlage , Z. B. Im Operativen Bereich; ,eines Stadtentwicklungsplanes dem öff.ntliC.'lh.n • 	 Einführung ',des ärztlichen Kollegialsystems ,an denNahverkehr Vorrang einräumt; 	 .Weiterbilpung·· Krankenhlusern; Mitwirkung der wichtigsten Berufs­

• 	 Schluß mit dem B8ubeginn umstritte"er überbezfrk­ gruppen auf allen Ebenen des Krankenhauses; Plan­
licher Straßenverkehrsbauten bis zur Vorlag. eine, stellen für Psychologen, Psychotherapeuten und So­
Gesamtplaf'ung; für Erwa j~hsene zlalarbeiter in allen Krankenhlusern; 

• 	 Überprüfung der öffentlichen Hochbauplanung~Kon. • 	 wirtschaftliches Management für alle Krankenhäuser; 
'greßzentrum, Polizeipräsidium); . , , • eine • gesetzliche Reg lung des' Weiterblldunglr ausgewogemrZentl'alisierung unter Aufgabe der Be­

• 	 gewachsene Wohnviertel dürfen nicht durch neue bereichs, die eine Str kturreform und einen plan., zlrkszuständlgkeit für die städtischen Krankenhäu­
Straßendurchbrüche (Hochstraßen, Tunnel, Stadt· mäQigen Ausbau ermö Ichl; , ser, Neubau und Modernisierung von Kranken­
autobahnen)ze,stört werden; . • 	 eine LandesansIalt für Weiterbildung, die die bis­ häusern; Umwandlung geeigneter Häuser in Nach­

• 	 Umweltschutz erfordert nicht nur die verstärkte Mit­ herigen Bezirksvolkstl achulen alnnvoll zusam­ sorgekliniken; '., ~ ,
arbeit der Bürger, sondern der Senat muB In enger menfaSt. Kurse in elnz.lnen'Sladttejlen dOrt, wo es • Verbes..-ung des 'BIldungsangebots: 
Zusammenarbeit mir denl Bezirken _",dIIch Umwelt· nötig Ist und nicht naeb Bezlrksgrenzen; integrierte Stufenbildung für alle Gesundheitsbe­
schutzpläne erstellen; l • gesetzliche' Y.rankeru~tweitgehender Mitbestim­ relcheaul eitl,er Fachhochschule für Mediz!n; ein­

• 	 Grünflächen dürfen nicht ersatzlos Tiefbauplanun" mungsrechte der Teflnehn)8r ~n den W~iterb"dung... heltlictte NormenfOr die Weiterbildung zum Facharzt; 
gen geopfert werden: ' veranstaltungen; , Intensivierung 'cler Fortbildungsprogramme. , 

• 	 vorrangigen Ausbau des U-Bahnnetzefi (zum Märki­ • Ausdehnung des gestzlichen Anspruchs aus Bil­schen Viertel, nach Spandau, Kurfürstendamm, bis dungsurlaub zunächst Pluf die' Altersgrenze bis zuMessegelände, zum Flughafen Tegel); 25 Jahrea und Verbes I1Ing des BIldungsangebots; 
• 	 Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Personen­ Senioren• Verbesserung des Zu a,l1gs zum zweiten Bildungs­nahverkehrs (sChnellere Bus- und Zugfolge, Erhö­

weg.hung des Platzangebots, Verkehrsverbund zwischen • den Neubau von Alte~wohn- und Altenheimen künf­
BVG und S-Bahn); , , Iig nur noch mit einer ausreichenden Zahl von Ge­

• 	 keine Tariferhöhung ,bel der BVG, Senkung der , , meinschaftseinrichtungen ; 
Preise für Zeitkarten; • in einem Zimmer. dUrfen nicht mehr als zwei Perso­Rechtsst~at,• 	 verkehrsverdünnte und Ruh.zonen In den Cityberel­ nen wohne~i, ,
chen (Sperrung des Durchgangsverkehrs, ..parate • Wohnungen für iltere Mitbürger Im Rahmen des 
Busspuren, Fußgängerzonen): ' sozfalen Wohnungsbaus in der Nithe großer Woh­in der Bewährung• 	 Erhaltung der, Waidgebiete, Verzicht auf Umgestal­ nungen fiir. lunge Familien: 
tung dieser Erholungsgebiete in Rummelplätze (z. B. 	 • ein weiteres Seniorenzentrum nach dem Vorbild des 

, Teufelsbergprojekt); 	 .elas LandeSVerfassu~gchuttarnt muß einer parla- Werner-Bockelmann-Hauses (Bundesallee);mentarischen .J<ontroll• 	 Schaffung von wohnungsnahen Sport.. und Freizeit .. unterliegen; , • zentral gelegene ambulante Altenpflegedlenste; 
anlagen für alle BUrger; I • Bewerber für den öf en,llIchen Dienst habe,n An­	 • eine staatliche Altenpflegeschule und eine Fortbil­I . 

• 	 die Belastung der Gewässer Ist zu. vermindern. Die spruch auf ein rechtss aUlches Verfahren unter Be­ dung..tl"e fOr das Altenpflegepersonal; 
natürliche Uferlandschaft1st zu IChUtzen' und der achtung der Grundr te. Die Mitgliedschaft In ex­ • öffentliche Einrichtungen mOssen alters- und behln­
Zugang IUr Jedermann zu sichem. 	 tremen Parteien ode, politischen Organisationen dertengerechte Zugänge' haben. 

, 	 allein darf nicht zur Ablehnung ausreichen. Jeder 
Einzelfall muB, geprü~ iwerden. Eine Ablehnung, darf 
.slch nur auf getichtsverwertbare Tatsachen 
stUtzen. Der Abscl;lluß einer Berfsausbildung mit ei­
,n,m AusbIldungsteili ' öffentlichen Dienst darf,nicht " 
verhindert werden; • die Maßnahmen und Einrichtungen zur FrÜherken­

Kindertagesstätten, 	 Behinderte \ 
• 	 der StrafvOllzug soll b sonders der WIedereInglIede­ nung von Schäden, die %u dauernder Behinderung 

rung d •• Str.flätersln die Gesellschaft dienen. Dies ' führen können, mOnen wirkungsvoller gestaltet
Vorschule, Schule 
• 	 mehr Kindergärten, Abbau der GebOhren bis zur muB durch Verbesseru g der personellen, sachlichen werden. Ein, Anzeigepflicht muS eingeführt .werden; 

kostenfreien Benutzung; und baulichen. Ausst Hung des StrafVOllzugs ge­ • Im Interesse der betroHenen Familien Ist die Hilfe 
• obligatorische Vorschulerziehung aller Kinder vom schehen. Deshalb mu dem straftäter die ,Möglich­ durch, ressortübergreifende Arbeitsgemeinschaften 

5. Lebensjahr an; verstärkte finanzielle Unterstüt­ keit ;EU produktiver Arbeit gegeben werden. Dies setzt bzw, Beraterteams, eventuell auch überbezirklich In 
zung für Eitern-Kind-Gruppen; die Humanlalerung des Strafvollzugs voraus: mehr, Anlehnung an eine Kinderldlnlk, oder ein kinder­

• 	 Senkung der Klassenhöchltfrequenzen in den Familien- und AuBen~eltkontakte, Erweiterung des diagnQJtlsches Zentrum zu organisieren; , ' 
Grundschulen; BIldungsangebots; • , . • weitgehende Inlegratlon behinderter Kinder, in allen 

• 	 eine Neufassung des Schulverfallungag ••etzes aqf • der Strafgefangene muß eine angemessene Bezah­ ,Einrichtungen" Besondere, Förderungsmaßnahmen ,
,Q.e., G,r~,l"Idlage 'dea 'F.D.P.-Entwurfs, ,zur' MItWirkung •i:,r:r lung erhalten, d8mit 'er seinen Untethalt8Verpfllch­ für sie dUrfen dadurch nicht 'Verringert werden; 
_..MOn ScAlIlern. EIlern und Lehrem an der Berlln.r lungen naohkommen uno Setträge zur Sozialver­ • die Eingliederung in den Lebens- und ArbeitsprozeB 

,Grund""e; sicherung' leisten kan • muB.nicht nur Im schulpflichtigen After, sondern auch 
• 	 zUgige DurchfUhrung des Schulbauprogramms; splfer durch RehabIlitationseinrichtungen für kör~ 

Bereitstellung zuiätzllcher MI"el zur "enovlerung perIIch ,und geistig Behinderte gesichert werden. 
und ModernlsI.rung; 

• 	 bessere Unterstützung der Hauptschulen In der BürgerbJteiligung . 
Übergangs%eit bis zu Ihrer Eingliederung In die MIt· 

lelstu'enzentren, insbesondere Verbesserung des • einschneidende BaumaBnahmen sind dem Bürger 
 Berlin-Politik 
Angebots für ein 10. Schuljahr. 	 frijhzeitig überschaubar und anschaulich zur Kennt.; 

• 	 Einrlchluhg der Mittelstufenzentren als Integrierte nis zu bringen; ! ~ Die F.D.P. tri" dafür ein, daß 
Geaamt.chule; • neuen Formen bürgerschaftlicher Teilnahme (z. B. • Berlin - wte bisher - In alle Vereinbarungen mit 

\. Durchführung von Reformen nur nach sorgfiltlger Bürgerinitiativen) ist 'In Anhörungsrecht in den Par­ der DDR entsprechend dem Vler-Mlchte-Abkommen 
, 	 Vorbereitung uridunter, wlssenschafUlcher Beob­ lamentsausschüssen inzuräumen; einbezogen wird: ' 

achtung; • für bestimmte, im el zeinen festzulegende kommu­ • die Einführung des unsozialen Mindestumtausches 
• 	 Verzahnung von beruflicher und allgemeiner BUflung . nale Angelegenheite sollten Bürgerbegehren und für Rentner und der übe!höhte Zwangsumtausch 

und Entwicklung Insbesondere von integrierten Bürgerentscheid zuge assen ,werden; ,d,urch die DDR rückgängig gemacht werden; 
Berufsschulzentren; , , • weitere Übergänge nach Ost-Berlin und in die DDR• Ausbau der kommu alen Selbstverwaltung In all 

• 	 gleichwertige Ausbildung für Lehrer aller Schularten den Bereichen. wo ezentrallsierung sich bürger. im Norden und Süden der Stadt geschaffen werden, 
und -stufen. 	 orientiert auswirkt; , die auch für den ,Transitverkehr benutzt werden 

, können;• 	 kommunale Selbstve~waltung erfordert mehr finan­
zielle Eigenverantw~rtung der Bezirke und' das • 	 der Eisenbahn- und Schlffahrtsverkehr sowohl In 

Berlin als auch auf de... Transitwegen vorrangig ver~Recht, die Bezirksämter ohne Proporzzwang nach 
bessert und beSchleunigt wird; Kinder- und politischen Gesichtsp!lnkten zu bilden. 

" 	 • eine Autobahn nach Hamburg gebaut wird. 

Jugendpolitik 	
I 

• 	 stärkere Berücksichtigung der kindlichen Raum- und Ausländ sehe . Koalitionsaussage der F.D.P. 
Spiel bedürfnisse In der GesamtflichenplanunQ; 

, • Einrichtung neuer Aktlvsplelplltze für alle Alters­ Arbeitne: 'mer 	 zuden Wahlen am 2. März 1975' 
stufen, auch unter EInbeziehung privater Flächen: 

• Planung und Durchführung öffentlicher Spielanlagen 	 • Die Berliner F.D.P. hat In der Opposition be­• stufenweise Integration der ausländischen Arbeit­unter Mitwirkung der Betroffenen und ,der Elterni wiesen, daß sie eine eigenständige politische nehmer und ihrer F$mUlen:• 	 Einrichtung selbstverwalteter Jugendzentren; Kraft ist. • Ablehnung des Rotationsprinzips; I• 	 die Selbstverwaltung der Jugendzentren ist auf 
• 	 Anpassung des Au 'Iänderrechls an die heutigen Das Programm der F.D.P. zeigt den richtigen

gesetzliChe Grundlagen zu stellen; 	 , Erfordernisse. " 	 Weg, die Politik tUr' Berlln zu verbessern. .• 	 die Jugendzentren sind mit qualifizierten Mltarbei­
Um ihr Programm in der Regierung zu verwirk­t8{" und ausreichenden Haushaltsml"eln auuustat­


teJl: Über Einstellung uhd Entlassung der Mitarbeiter lichen, braucht die F.D.P.· einen Koalitions­

und über die Vergabe zugewiesener Haushaltsmittel partner.
Gleichb rechtigung
entscheiden die Jugendzentren mit; 	 Gegen die SPD spricht, daß. sie durch jahr­

• die vorhandenen Jugendfreizeitheime sind auf For- ' 	 zehntelange Alleinherrschaft überheblich und• 	 gleicher Lohn für gl ,ichwertlgeArbelt; , del'ung der Juge"dlichen In Jugendzentren umzu­	 bequem geworden ist. Die Gleichsetzung von• mehr Teilzeit-Arbeltsmögllchkeiten für Frauen undwandeln. Die Sa~· und Personalmittel der. um­ Partei und Verwaltung hat in der Vergangenheit
gewandelten Jugendfreizeithelme sind den Jugend­ Männer; i '" 

zu schwerwiegenden politischen Fehlentschei­• wirksame Maßnahmen gegen Werbung, die die Frauzentren zur Verfügung zu stellen. 
oder den Mann diskriminierend darstellt; dungen geführt. 

J • staatliche Einrichtugen für Familienplanung und Gegen die CDU spricht, daß sie die für Berlin 
Empfängnisverhütu In ausreichendem Umfang. lebenswichtige Berlin- ·und Deutschlandpolitik 

der Bundesregierung ablehnt und auf einer 
konservativen Haltu"g In der Bildungs- und 

Hochschule' 
• 	 keine Novellierung des Universitätsgesetzes bis zur GesellschaftspolItik beharrt. 


Verabschiedung des Ho~schulrahmengesetzes: 
 Kirche nd ,Staat Bei Abwägung dieser Umstände kann für die
• 	 Förderung der Studienreform durch Entwicldung F.D.P. für die nächste legislaturperiode nur,eine

C 	 reformierter Studiengänge und Aufbau der Integrier­ • Beseitigung d~r no • "henden EinwIrkungsmög­
lichkeiten Cles Staa... auf innerkirchliche Entschei- Koalition mit der SPD in Betracht kommen. ten Gesamthochschulen unter ElnschluB aller F:ach­
dungen; i ' 	 Voraussetzung für eine solche Koalition Ist, daß hoch~ulen; , 

• 	 Kündigung des Staatsvertrages zum Numerus ch,lu­ • Abschaffung des staatlichen Einzugs der Kirchen- di, SPD ihre absolute Mehrheit verliert und daß 
sus durch das Land Berlin und Entwicklung von Ver­ steuer; • liberale Politik verwirklicht werden kann. 
besserungsvorschlägen für einen gerechteren Hoch­ • Verhandlungen mit ·cMn' Kirchen mit dem Ziel, die Die F.D.P.ist bereit, wieder Oppositionsverant­
schulzugang; bestehenden Vertrlund Vereinbarungen mit Ihnen wortung zu übernehmen, wenn eine Koalition mit 

• 	 eine Ausbildungsförderungsbeihilfe, die den steigen­ aufzuheben: dabei et IIcherzustellen, daß die so­ der SPD nicht zustande kommt. ' 
den Leb&nshaltungskosten Rechnung trägti 	 ziale Arbeit der Kir n, beibehalten werden kann. 



---

dieKandidaten der 


Wenn Sie etwas ändern wol­

len, damit es besser wird für 

Sie und für die Zukunft 

Berlins, dann kommen Sie 

zu uns. 

Die Freien Demokraten 

sind Partner der Bürger; 

Nähere Informationen über 

das Programm der F.n.p. 

senden wir Ihnen gern zu. 

Wählen Sie dazu die Be-. 

reiche aus, die Sie beson­

ders interessieren: . 

Sonderdruck der 
". ......... .
o Das Programm der F.D.P. 

o Wirtschaftspolitik Das Berliner Wort, Verlagsgesellschaft Quartal im Inland. Bei unverschul­
mbH., 1 Berlin 33, Bismarckplatz I, detem Ausfall kein Ersatzanspruch. Es 
Telefon: 8855027, Telex: 184105. Für gilt Anzeigenpreisliste Nr. 6. Konten:

D Verbraucherpolitik Inhalt Manfredden verantwortlich: Bank für Handel und Industrie, Depka 
Füger. - Mit vollem Namen gezeich- 31, 1 Bin. 31, Kurfürstendamm 126/127, 
nete Beiträge geben nicht in jedem Konto-Nr. 57444015: Postscheck: Konto 
Fall die Meinung der Redaktion der Berliner Wort Verlags GmbH; Ber­D Nahverkehr wieder. - Die Berliner Liberale Zei- lin West Nr. 153675-107; Druck: Merea­
tung erscheint zweimal im Monat. tor Druckerei GmbH Berlin. 1 Berlin 30, 
Bezug durch die Post 3 Mark pro Potsdamer Straße 81-85. D Gesundheitspolitik 

An dieD Weiterbildung für Erwachsene 
Berlin.er Liberale Zeitung Möchten Sie die 
1 Berlin 33 
Bismarckplatz 1 D Bildungspolitik 

. liefern Sie mir ab sofort die Ber­
liner liberale Zeitung dureh die Post 

LIBERALE frei Haus. (Vierteljährlich 3.- DM.) 

BERLINER 

D Emanzipation 
ZEITUNG Das Bezugsgeld soll 

O vierteljährlich durch den Brief· D Seriiorenpolitik träger eingezogen werden. regelmäßig lesen? 
Das Bezugsgeld

D Freie Kirche im freien Staat 
O überweise ich halbjährlich aufDann wählen Sie den das Postscheckkonto der Berli­

ner Wort Verlags GmbH. Ber­
lin 33. Bismarckplatz 1. BerUn 
West 153675-107. 

Deinen Aufnahmeantrag bequemsten Weg: 

(Zutreffendes bitte ankreuzen)
Post bezug frei Haus. 

............. "\ ................ _., ..............-............... 


Freie Demokratische Partei, Landesverband Berlin Bestellen Sie noch heute! 
1 Berlin 33, Bismarckplatz 1, Telefon 8855027 

http:Berlin.er
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